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Katrin VERNAU Foto Sven Simon

Katrin Vernau hatte beim Westdeut-
schen Rundfunk einen guten Job: Sie 
war beziehungsweise ist noch Ver-
waltungsdirektorin der größten 
ARD-Anstalt, ausgestattet mit einem 
Salär in der Intendantenliga und auf 
einem Posten, an dem  in diesem Rie-
sensender niemand vorbeikommt. 
Doch im September 2022 machte sie 
damit Schluss. Da bewarb sie sich als  
Intendantin des krisengeschüttelten 
Rundfunk Berlin-Brandenburg. Mit 
Mühen wurde sie  gewählt und trat 
die Nachfolge der gekündigten Sen-
derchefin Patricia Schlesinger an, die 
den RBB in die Krise gerissen hatte. 
Wie sich bald herausstellen sollte, 
stand der Sender kurz vor der Pleite. 
Diese wendete Vernau mit einem 
deutlichen Sparkurs ab. Dank bekam 
sie dafür nicht, nach einem Jahr war 
Schluss, weil sie sich nicht in das vor-
gesehene Wahlverfahren für die neue 
Intendanz eingliedern wollte und da-
rauf hoffte, dass man sie riefe. Ge-
wählt wurde an die Spitze des RBB 
die frühere stellvertretende Regie-
rungssprecherin Ulrike Demmer.

 Fast exakt ein Jahr später könnte 
man sagen: perfekter Plan, perfekter 
Vorlauf. Denn am Donnerstag wurde 
Katrin Vernau nicht zur Intendantin 
des kleinen RBB, sondern des WDR 
gewählt, der größten ARD-Anstalt 
mit einem Jahresbudget von rund 
1,6  Milliarden Euro. Die  Wahl war 
allerdings in der ersten Runde 
knapp. 17 von 55 Stimmen im Rund-
funkrat erhielt Vernau, der Konkur-
rent Helge Fuhst, zweiter Chef-
redakteur von ARD Aktuell, lag nur 
eine Stimme dahinter.  Runde zwei 
fiel deutlich aus: 36 Stimmen für 
Vernau, 18 für Fuhst.

Der WDR müsse Mut beweisen, 
hatte Vernau in ihrer Vorstellungs -
rede gesagt, und Mut ist ihr Stichwort. 
Es war mutig von ihr, zum RBB zu ge-
hen, ohne Mut wäre Vernau auch si-
cherlich nicht als frühere Kanzlerin 
der Universität Hamburg und Part -
nerin der Unternehmensberatung Ro-
land Berger 2015 zum WDR gewech-
selt. Jetzt ist sie als Mutmacherin bei 
einem Sender gefragt, der die Reform-
schritte, die andere öffentlich-rechtli-
che Sender schon gehen und die der 
scheidende Intendant Tom Buhrow in 
seiner berühmten Hamburger Rede 
Ende 2022 gefordert hat, erst noch 
machen muss. Dabei wird Vernau ga-
rantiert auf Widerstände treffen, vor 
allem bei den besitzstandswahrenden 
Gewerkschaften, der wahren Macht 
im öffentlich-rechtlichen Rundfunk. 
Mit kaum bezahlbaren Tarifabschlüs-
sen und Be triebsvereinbarungen ha-
ben sie dafür gesorgt, dass die Sender 
an der zu zahlenden Altersversor-
gung ihrer Festangestellten verzwei-
feln. Beim Rundfunk Berlin-Bran-
denburg hat Katrin Vernau, die    schon 
früher beim WDR  auf ordentliche 
Geschäftsführung geachtet hat und 
in der   ARD    Widersacherin  der an-
ders denkenden Intendantin Schle-
singer war,   gezeigt, dass es   geht. Mit 
Mut. MICHAEL HANFELD

Mit Mut an die 
WDR-Spitze

I
ndiens Ministerpräsident Narendra 
Modi wird im Juli voraussichtlich in 
Moskau mit dem russischen Präsi-
denten Wladimir Putin zusammen-

treffen. Einem Kreml-Mitarbeiter zufolge 
werde an der Ausarbeitung der Reise ge-
arbeitet. „Ich kann bestätigen, dass der Be-
such des indischen Ministerpräsidenten in 
Planung ist . . . Wir bereiten uns aktiv da-
rauf vor. Dieser Besuch wird stattfinden“, 
sagte Juri Uschakow kürzlich laut der rus-
sischen Agentur Tass. Die indische Zei-
tung „The Tribune“ berichtete, dass das 
Treffen am 8. Juli stattfinden werde. Für 
den gerade wiedergewählten Regierungs-
chef wäre es der erste Besuch in Russland 
seit 2019 und der erste seit dem Beginn 
des russischen Angriffskriegs gegen die 
Ukraine im Februar 2022. 

Nachdem Putin mit seiner Reise nach 
Nordkorea und Vietnam bereits gezeigt 
hatte, dass er international nicht so isoliert 
ist wie von seinen Gegnern gewünscht, er-
scheint der Besuch Modis als Signal für 
Russlands anhaltende Bedeutung beson-
ders für  Länder des sogenannten Globalen 
Südens. Bei den westlichen Unterstützern 
der Ukraine ruft der Besuch deshalb keine 
Begeisterung hervor. Die USA hätten „ei-
nige Bedenken“ über Indiens Engagement 
mit Russland in militärischen und techno-
logischen Bereichen, sagte US-Vize-
Außenminister Kurt Campbell der Zeitung 
„The Indian Express“ zufolge. 

Dabei hat sich Indien unter dem Ein-
druck des Grenzkonflikts mit China in den 
vergangenen Jahren immer mehr den USA 
und ihren Verbündeten angenähert. Dem 
Druck, die russische Invasion der Ukraine 
zu verurteilen, hat Indien aber widerstan-
den. Aus Rücksicht auf die traditionellen 
Beziehungen zu Moskau hat Neu Delhi 
eine neutrale Haltung eingenommen. In-
dien hat sich bei den UN-Resolutionen 
enthalten, die den Einmarsch Russlands in 
der Ukraine verurteilten. Bei der Ukraine-
Friedenskonferenz hat Indien das Ab-
schlussdokument abgelehnt.  2023 soll 
Russland  für 37 Milliarden Dollar Rohöl 
an Indien verkauft haben, mehr als je zu-

Als einer der wichtigsten Vertreter der 
Blockfreien-Bewegung hatte sich Indien in 
den Jahren seit seiner Unabhängigkeit der 
Sowjetunion angenähert. Indien konnte 
auch auf Russlands Stimme im UN-Sicher-
heitsrat bauen, wenn es um Kaschmir oder 
das indische Atomwaffenprogramm ging. 
Die zentrale Rolle im indisch-russischen 
Verhältnis spielt aber der Handel mit Rüs-
tungsgütern. Nach Angaben des Stockhol-
mer Friedensforschungsinstituts lieferte 
Russland in den letzten zwei Jahrzehnten 
65 Prozent der indischen Waffenkäufe. 

Trotzdem hält Indien auch eine gewisse 
Distanz zu Russland. Der schon länger zu 
beobachtende Trend, wonach Indien Waf-
fen nun vermehrt aus anderen Quellen 
 bezieht, darunter aus den USA und Frank-
reich, hat sich seit dem Ukrainekrieg ver-
stärkt. Bei seinem letzten Zusammentref-
fen mit Putin 2022 hatte Modi das Wort 
geprägt, dass die Gegenwart „keine Ära 
des Krieges“ sei. Seitdem hat es keine wei-
tere Begegnung gegeben, obwohl beide 
Länder  jährliche Treffen verabredet hat-
ten. Samir Saran, der Leiter der dem 
Außenministerium zugeordneten indi-
schen Denkfabrik Observer Research 
Foundation, hatte Anfang des Jahres 
Europa indirekt mangelnde Entschlossen-
heit gegenüber Russland vorgeworfen. 

Beobachter werten solche Äußerungen 
als Hinweis, dass auch Neu Delhi den rus-
sischen Angriffskrieg kritisch sieht. Dabei 
erscheint der Krieg in Europa dort nicht 
gerade als ermutigendes Zeichen für einen 
militärischen Konflikt in Asien. „Es zeigt 
Ländern wie uns, dass ihr keine Chance 
gegen China habt, wenn so etwas im Indo-
pazifik passiert. Wenn ihr eine Zwei-Mil-
liarden-Dollar-Nation nicht besiegen 
könnt, glaubt nicht, dass ihr China ab-
schrecken könnt“, sagte Saran dem briti-
schen „Guardian“ mit Hinweis auf die um 
ein Vielfaches größere Wirtschaft Europas 
im Vergleich zu Russland. Mit dem Blick 
auf China wächst aber der Wunsch In-
diens, sich Optionen offenzuhalten. So 
möchte Indien verhindern, dass Moskau 
noch weiter in den Bann Pekings gerät. 

vor. Die neutrale Positionierung ist Teil 
der „strategischen Autonomie“, die Neu 
Delhi verfolgt. Indien gehört zu den Län-
dern, die sich keinen Blöcken anschließen 
wollen und Kooperationen mit diversen 
Partnern suchen, mit den USA, China, der 
EU und eben auch Russland. Eine solche 
Haltung legt etwa auch Vietnam an den 
Tag, das trotz Kritik aus dem Westen im 
Juni Putin zu einem Staatsbesuch empfan-
gen hatte. Anders als Nordkorea, wo der 
russische Präsident vor seiner Landung in 
Hanoi einen  Verteidigungspakt unter-
schrieben hatte, wollen sich Länder wie 
Vietnam und Indien aber nicht von Russ-
land und China vor den Karren einer anti-
westlichen Allianz spannen lassen. 

So wird Modi auch dem Gipfeltreffen 
der Schanghaier Kooperationsorganisa-

tion fernbleiben, das kurz vor dem in Pla-
nung befindlichen Moskau-Besuch in Ka-
sachstan stattfindet. In diesem Kreis, dem 
neben Russland und einigen zentralasiati-
schen Staaten auch China und Pakistan 
angehören, fühlt sich Indien immer weni-
ger richtig aufgehoben. Auf der Münchner 
Sicherheitskonferenz hatte der indische 
Außenminister Subrahmanyam Jaishan-
kar im Februar die Haltung seines Landes 
auf die Formel gebracht, Indien sei „nicht 
westlich“, aber nicht „antiwestlich“. Indien 
habe kein Interesse daran, dass China und 
Russland die BRICS, zu denen Indien ge-
hört, zu einem gegen den Westen gerichte-
ten Bündnis ausbauen. 

Für Indien hat das Verhältnis zu Russ-
land einen sentimentalen, politischen, 
wirtschaftlichen und militärischen Wert. 

Indiens Regierungschef Modi will  trotz 
amerikanischer Kritik Putin besuchen.  

Von Till Fähnders, Singapur

Lavieren zwischen Russland und USA

Beziehung aus Tradition: Modi  umarmte  Putin schon 2018.           Foto AFP

Nationale Aufgabe
Von Nikolas Busse

D
ass Europa mehr für seine 
Verteidigung tun muss, liegt 
auf der Hand. Dass das viel 

Geld kosten wird, ist auch offensicht-
lich. Aber das heißt noch lange nicht, 
dass man dafür in den EU-Haushalt 
greifen müsste und gar  gemeinsame 
Schulden aufnehmen sollte. Die Ver-
teidigung ist aus guten Gründen eine 
nationale Kompetenz in Europa. In 
überlebenswichtigen Fragen muss je-
der Staat selbst entscheiden und han-
deln können. Hier darf man sich 
nicht in eine  Lage bringen, in der 
Leute wie Orbán Spielchen mit 
einem spielen können. Und man 
kann auch nicht jede Großaufgabe in 
Europa zu einem Umverteilungspro-
gramm in der EU machen. Es war ab-
sehbar, dass solche Forderungen  
nach dem „Wiederaufbaufonds“ aus 
Corona-Zeiten immer wieder erho-
ben würden. Aber es bleibt in erster 
Linie Aufgabe der nationalen Regie-
rungen, über  die staatlichen Ausga-
ben zu entscheiden: Wenn mehr Rüs-
tung nötig ist, müssen sie im Zweifel 
woanders streichen.

Auch militärisch gibt es da keine 
zwingenden Gründe. Der Westen hat 
den Kalten Krieg ohne gemeinsame 
Schuldenaufnahme gewonnen. Ver-
mutlich würde die Beschaffung über 
die EU sogar länger dauern oder  teu-
rer werden, wovon nur Putin etwas 
hätte. Die EU sollte auch nicht durch 
die (industrielle) Hintertür der NATO 
Konkurrenz machen;  sie hat nicht  de-
ren Erfahrung und Ressourcen. Das 
gilt selbst für den Fall, dass  Amerika 
sich  im Bündnis demnächst  weniger 
engagieren sollte.

Fluss und Meer
Von Alexander Haneke

D
as Spiel mit Doppeldeutigkei-
ten war schon immer ein be-
liebtes Feld von Extremisten. 

Eine Botschaft muss nur richtig ver-
packt werden, damit jeder Adressat 
versteht, was eigentlich gemeint ist. 
Das gilt auch für die Formel „From the 
river to the sea“, die mit ihrem zwei-
ten Teil, dem Reim „Palestine will be 
free“, nach unschuldigem Freiheits-
kampf klingt. Für Eingeweihte ist klar, 
dass mit der „Freiheit“ vom Jordan-
Fluss bis zum Mittelmeer meist ein 
Ende des Staates Israel gemeint ist – 
und dass in dem Spruch immer öfter 
auch ein Bekenntnis zu den bestiali-
schen Taten der Hamas versteckt liegt. 
Dem muss Deutschland entschieden 
entgegentreten. 

Doch so wichtig es ist, dem Hass 
auf Israel Einhalt zu gebieten: Der 
Staat darf seine verfassungsmäßigen 
Grundsätze nicht aus den Augen ver-
lieren. Die Meinungsfreiheit reicht 
weit. Und verboten ist der Spruch nur 
insofern, als darin eine Parole der 
Terrororganisation Hamas gesehen 
wird. Daher ist es richtig, dass Ge-
richte hierzulande sehr genau hinse-
hen, wenn es um die Anwendung des 
Verbots geht. Denn es wäre nicht nur 
juristisch fragwürdig, eine der zentra-
len Losungen des – auch friedlichen –  
palästinensischen Freiheitskampfes 
generell zu verbieten. Wer den Spruch 
ausschließlich als Hamas-Parole 
sieht, spielt am Ende den Terroristen 
in die Hände, die sich selbst gern als 
die einzig legitimen Streiter für die 
Sache der Palästinenser gerieren.

A
nfang Juli wird das finnische 
Parlament über einen Ge-
setzentwurf abstimmen, der 
die Regierung ermächtigt, an 

der Grenze zu Russland keine Asylan-
träge mehr anzunehmen und Men-
schen, die es auf die andere Seite ge-
schafft haben, physisch zurückzudrän-
gen. UNHCR, der Menschenrechts-
kommissar des Europarates und 
praktisch alle akademischen Experten 
haben den Gesetzentwurf scharf kriti-
siert, weil er gegen die finnische Verfas-
sung und internationale Verpflichtun-
gen verstößt. Dennoch veröffentlichte 
der Verfassungsrechtsausschuss des 
Parlaments eine Stellungnahme, laut 
der die Abgeordneten mit einer Fünf-
sechstel-Mehrheit von jeder internatio-
nalen Menschenrechtsnorm abweichen 
dürfen. Der Ausschuss scheint fälschli-
cherweise davon auszugehen, dass die 
finnische Verfassung solche Ausnahme-
regelungen zulässt.

Der Hintergrund der „Ausnahmever-
ordnungen“ geht auf das Jahr 1809 zu-
rück. Schweden musste damals seine 
Provinz Finnland an Russland abtreten. 
Zar Alexander I. versprach, die „Verfas-
sung“ des Landes einzuhalten. Die Fin-
nen errichteten darauf einen Halbstaat, 
der die schwedische Verfassung von 
1772 anwandte. Da die finnische Stän-
deversammlung diese Verfassung aber 
nicht ändern konnte, entwickelte sie 
eine prozedurale Lösung, nach der von 
ihr abgewichen werden durfte, wenn 
sich die vier Stände einig waren. Nach 
der Unabhängigkeit gab sich Finnland 

1919 eine eigene Verfassung. Die Idee, 
dass das Parlament mit qualifizierter 
Mehrheit vom Verfassungstext abwei-
chen kann, blieb erhalten. Das war för-
derlich für  die Bildung breiter Koalitio-
nen, aber schlecht für die Verfassung. 
Durch  mehr als tausend Ausnahmever-
ordnungen glich sie immer mehr einem 
Schweizer Käse und wurde jenseits des 
Parlaments kaum angewandt.

Heute sind nur noch „begrenzte“ Ab-
weichungen erlaubt. Mehrere Klauseln 
der neuen Verfassung von 1999 verwei-
sen ausdrücklich auf die internationalen 
Menschenrechte, darunter eine Bestim-
mung, die es erlaubt, dass unter außer-
gewöhnlichen Umständen Ausnahmen 
gemacht werden können, aber nur inso-
weit, als sie mit den internationalen 
Menschenrechtsverpflichtungen Finn-
lands vereinbar sind.

Eigentlich war alles klar. Aber die 
russische Aggression gegen die Ukrai-
ne und die darauf folgenden Umwäl-
zungen machten Finnland schmerzlich 
bewusst, dass es eine 1340 Kilometer 
lange Grenze mit Russland teilt. Finn-
land hatte es seit der Sowjetzeit dem 
großen Nachbarn überlassen, nieman-
den aus seinem Territorium zu lassen, 
und war nicht vorbereitet auf die nun 
realistische Möglichkeit, dass Russland 
Menschen instrumentalisieren könnte, 
um Finnland zu schaden. Die Wahl im 
April 2023 führte zu einem kleinen, 
aber bedeutenden Rechtsruck. Das 
Land wird nun von einer Koalition re-
giert, die sich aus der traditionell ge-
mäßigten konservativen Koalitionspar-

tei und den populistischen Wahren Fin-
nen zusammensetzt, deren Lebenseli-
xier die lautstarke Ablehnung jeder 
Form von Einwanderung ist. 

Im April 2024 legte Innenministerin 
Mari Rantanen einen Gesetzentwurf für 
ein Pushback-Gesetz vor, das nicht nur 
von der Verfassung, sondern auch von 
einer ganzen Reihe internationaler Ab-
kommen abweicht, etwa der Genfer 
Flüchtlingskonvention und der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention, die 
unmenschliche Behandlung und Kollek-
tivausweisung verbieten. Der Gesetzent-
wurf ist kurz und amateurhaft und ver-
weigert elementaren Rechtsschutz. Statt-
dessen erlaubt er Willkür und physische 
Gewalt, um Menschen zurückzudrängen, 
die es über die Grenze geschafft haben.

Der Verfassungsrechtsausschuss des 
Parlaments wurde seiner historischen 
Rolle als Hüter der Legalität nicht ge-
recht. Unter der Führung ihres Vorsit-
zenden der Koalitionspartei widersetzte 
er sich dem überzeugenden Rat von 18 
unabhängigen Experten. Damit wurde 
es versäumt, eine wirksame Rechts-
grundlage für die Abweichung von 
Finnlands internationalen Menschen-
rechtsverpflichtungen zu schaffen, die 
selbst durch eine Verfassungsklausel ge-
schützt sind. Der Gesetzentwurf stützt 
sich auf eine andere Klausel, die es dem 
Parlament erlaubt, durch ein qualifizier-
tes Verfahren, das in dringenden Fällen 
eine Fünfsechstel-Mehrheit verlangt, 
von der Verfassung abzuweichen. 

Es wird erwartet, dass das Parlament 
in den ersten Julitagen über den Ge-

setzentwurf abstimmt. Im gegenwärti-
gen politischen Klima ist es sehr gut 
möglich, dass die Unterstützung durch 
den Verfassungsrechtsausschuss trotz 
der offensichtlichen Mängel des Ent-
wurfs helfen wird, eine Fünfsechstel-
Mehrheit zu erreichen.

Wenn das geschieht, schließt der 
Entwurf jeden Rechtsbehelf zur An-
fechtung des Gesetzes aus. Ohne eine 
nationale Gerichtsentscheidung wird es 
für die Betroffenen schwer, internatio-
nale Menschenrechtsbeschwerden, etwa 
vor dem Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte, einzuleiten. Da der 
Gesetzentwurf auch im Widerspruch 
zum EU-Recht steht, ist es wahrschein-
licher, dass Finnland in Brüssel und Lu-
xemburg in Schwierigkeiten geraten 
wird – auch wenn das Pushback-Gesetz 
im aktuellen politischen Klima in  EU-
Kommission und -Rat auf Resonanz 
stoßen könnte. 

Bevor das Pushback-Gesetz in Kraft 
tritt, bedarf es nicht nur einer Fünf-
sechstel-Mehrheit im Parlament, son-
dern auch der Unterschrift von Präsi-
dent Alexander Stubb. Laut Verfassung 
darf er sich vom Obersten Gerichtshof 
und vom Obersten Verwaltungsgericht 
beraten lassen, bevor er das Gesetz 
unterzeichnet. Dies wäre höchstwahr-
scheinlich die einzige echte Gelegenheit 
für die Justiz, in Bezug auf das Push-
back-Gesetz als Hüter der Rechtsstaat-
lichkeit zu fungieren.

Der Autor ist derzeit British Academy Global 

Professor an der University of Oxford.

Fremde Federn:  Martin Scheinin

Das Pushback-Gesetz bricht  Finnlands Verfassung 
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